


Der Betrieb der Bundes- 
asylzentren funktioniert gut

Spezialbetreuung für  
unbegleitete Minderjährige

Die Schweiz ist in sechs Asylregionen aufgeteilt: Westschweiz, 

Bern, Nordwestschweiz, Tessin und Zentralschweiz, Zürich, Ost-

schweiz. Jede Region verfügt über ein eigenes Bundesasylzentrum 

mit Verfahrensfunktion und bis zu drei Bundesasylzentren mit  

Warte- und Ausreisefunktion. Die maximale Aufenthaltsdauer in  

einem Bundesasylzentrum beträgt 140 Tage. Der Betrieb der Bundes-

asylzentren verursacht in den Standortgemeinden kaum Probleme. 

Die langjährige Erfahrung des SEM zeigt, dass anfängliche  

Befürchtungen der direkt betroffenen Bevölkerung nachlassen, 

sobald sich der Betrieb eingespielt hat. 

Unbegleitete minderjährige Asylsuchende (UMA) werden in 

den Bundesasylzentren nach Geschlechtern getrennt und geson-

dert von den erwachsenen Asylsuchenden untergebracht. Aus-

nahmen sind möglich für UMA, die mit volljährigen Geschwistern 

reisen. Auch weibliche UMA können ausnahmsweise mit allein 

reisenden erwachsenen Frauen untergebracht werden. UMA 

werden von Fachleuten speziell betreut. 

Fakt 12

Fakt 10

Fakt 8

Eine Hausordnung
regelt den Alltag

Während ihres Aufenthalts in einem Bundesasylzentrum  

müssen sich die Asylsuchenden in erster Linie für die einzelnen 

Schritte im Asylverfahren bereithalten. Dies ist eine Grundvoraus-

setzung für den raschen Ablauf der Verfahren. Die Asylsuchen-

den können das Zentrum während den Ausgangszeiten –  

üblicherweise täglich von 9 bis 17 Uhr – verlassen. Sie müssen 

sich beim Eingang an- und abmelden. In der Unterkunft gilt 

ein geregelter Tagesablauf mit festen Essens- und Ruhezeiten 

und der P�icht zur Mitarbeit bei den Haushaltsarbeiten. Am 

Wochenende können sich die Asylsuchenden von der Unterkunft 

abmelden, um Freundinnen und Freunde oder Verwandte zu 

besuchen. Für jene, die im Zentrum bleiben, gelten die üblichen 

Betriebszeiten. In Absprache mit der Standortgemeinde können 

auch längere Ausgangszeiten vereinbart werden. 

Fakt 6

Schulen in Bundesasylzentren
Schulp�ichtige Asylsuchende besuchen im Rahmen der kanto-

nalen Gesetzgebung den Grundschulunterricht. Der Bund beteiligt 

sich an den Kosten. Aufgrund der kurzen Aufenthaltsdauer in den 

Bundesasylzentren �ndet der Unterricht in der Regel in den Räum-

lichkeiten der Zentren und nicht an öffentlichen Schulen statt. 

Mitwirkung erwünscht
In allen Standortgemeinden und -kantonen gibt es Einwohnerin-

nen und Einwohner, die sich für die Menschen in den Bundesasyl-

zentren engagieren. Der Bund begrüsst und fördert die Mitwirkung 

der Zivilgesellschaft. Jedes Zentrum benennt eine Ansprechperson, 

an die sich Interessierte wenden können. Aktivitäten und Anlässe 

können so unkompliziert mit der Betriebsleitung abgesprochen und 

durchgeführt werden. 

Fakt 7

Umfassendes  
Sicherheitsdispositiv

Auf eine gute Zusammenarbeit mit den örtlichen Blaulicht- 

organisationen wird grosser Wert gelegt. Für jedes Bundesasyl-

zentrum erarbeitet das SEM in Absprache mit der kantonalen 

Polizei, der Feuerwehr, der Gemeinde und der Sanität ein umfas-

sendes Sicherheitskonzept. Das Dispositiv wird laufend überprüft 

und je nach Bedarf angepasst. In Zusammenarbeit mit der  

Begleitgruppe, die mit Vertreterinnen und Vertretern der Stand-

ortgemeinde gebildet wird, kann das SEM rasch auf Entwick-

lungen reagieren. Die Bevölkerung kann das Bundesasylzentrum 

rund um die Uhr über eine Hotline-Nummer telefonisch errei-

chen. Der Bund entschädigt die Standortkantone für zusätzlichen 

Sicherheitsaufwand mit einer Pauschale.

Fakt 9
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Pro�s im Einsatz

Das SEM ist für den Betrieb der Bundesasylzentren verant-

wortlich und bearbeitet die Asylgesuche. Mit der Betreuung der 

Asylsuchenden beauftragt der Bund Organisationen, die hierfür 

quali�ziert sind. Die Mitarbeitenden dieser Partnerorganisationen 

sind für die gesamte Versorgung in den Bereichen Essen, Hygiene, 

Gesundheit und Bekleidung zuständig. Sie organisieren den Alltag 

in der Unterkunft, betreuen die Asylsuchenden und koordinieren 

die Beschäftigungs- und Freizeitprogramme. Die Asylsuchenden 

beteiligen sich an den Hausarbeiten. Der Bund beauftragt zudem 

Sicherheitsunternehmen, die für die Sicherheit in den Anlagen 

und ihrem Umfeld sorgen.


